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Antrag 

der Fraktion DIE GRÜNEN 


Protokoll Nr. 6 vom 28. April 1983 zur Konvention des Europarates zum Schutze 
der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 


Der Bundestag wolle beschließen: 

L 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, einseitig auf die Über- 
nahme des Artikels 2 des Protokolls Nr. 6 zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der 
Todesstrafe zu verzichten. 


II. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, 
daß das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der 
Todesstrafe wie folgt geändert wird: 

1. Ersatzlose Streichung von Artikel 2 der Konvention. 

2. In Artikel 5 Nr. 1 der Konvention werden statt der Worte „Jeder 
Staat kann bei der Unterzeichnung oder bei der Hinterlegung 
der Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde das 
oder die Hoheitsgebiete bezeichnen, auf die dieses Protokoll 
Anwendung findet"' die Worte „Dieses Protokoll findet auf 
sämthche Hoheitsgebiete eines Unterzeichnerstaates Anwen- 
dung" eingefügt. 

3. Ersatzlose Streichung der Nummern 2 und 3 in Artikel 5 der 
Konvention. 

Bonn, den 15. September 1987 


Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 
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Begründung 

Das Recht auf Leben ist ein elementares Grundrecht und zugleich 
unantastbarer Bestandteil der Lebens- und Rechtsordnung zivili- 
sierter Völker. 

Aus diesem Grunde haben sich zahlreiche Staaten - unter ihnen 
die Bundesrepublik Deutschland - für die Abschaffung der Todes- 
strafe entschieden. 

Dem Verbot der Todesstrafe liegt die Entscheidung gegen 
unmenschliche, grausame und irreparable Strafe zugrunde. Dem 
Straftäter steht ein prinzipieller Anspruch auf Resozialisierung im 
Sinne einer realisierbaren Chance zu, „zu einem späteren Zeit- 
punkt die Freiheit wiedergewinnen zu können" (BVerfG 45, 
239 ff; zur Verfassungsmäßigkeit der lebenslangen Freiheits- 
strafe). Nichts anderes darf auch für Straftaten gelten, „welche in 
Kriegszeiten oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr begangen wer- 
den", Dieses um so mehr, wie gerade hier rechtsstaatliche Garan- 
tien für die Bürgerinnen und Bürger zum Teil oder völlig außer 
Kraft gesetzt werden. Zudem besteht gerade zu solchen Zeiten die 
erhöhte Gefahr eines politisch motivierten Mißbrauchs der Todes- 
strafe. Für die verfassungsgebende Versammlung der Bundes- 
republik Deutschland war dies auf dem Hintergrund des Miß- 
brauchs der Todesstrafe während der nationalsozialistischen 
Herrschaft in Deutschland Anlaß, die Abschaffung der Todes- 
strafe im Grundgesetz zu verankern. 

Die Erstreckung des Verbots der Todesstrafe auf alle Hoheits- 
gebiete eines Unterzeichnerstaates ist konsequente Folge der 
grundsätzüchen Entscheidung gegen die Todesstrafe. Das Verbot 
der Todesstrafe ist unteilbar. 
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